
   

Wärmewende neu starten  

Mit dem Klimaschutzgesetz haben wir uns verpflichtet, bis 

2045 Treibhausgasneutralität zu erreichen. Dafür brauchen 

wir klimafreundliches Heizen und eine technologieoffene 

und sozial verträgliche Wärmewende. Aber: So es wie es 

die Ampel vorschlägt, funktioniert es nicht. Wir wollen kein 

Heizungsverbotsgesetz. Das Chaos der Ampel schadet der 

Akzeptanz für den Klimaschutz. Koalitionspartner werfen 

einander Wortbruch vor, wir erleben Führungslosigkeit und 

Durcheinander in der SPD-geführten Bundesregierung.  

Die Wärmewende muss für die Menschen und Handwerks-

betriebe mach- und leistbar sein. Wir brauchen echte Tech-

nologieoffenheit und wollen dafür die Potentiale aller kli-

mafreundlichen Heizlösungen nutzen. Diese Technologie-

offenheit muss von einer transparenten und sozial ge-

staffelten Förderkulisse flankiert werden. Hier hat die Bun-

desregierung viel Vertrauen verspielt: Der Entwurf für das 

Die Woche im Bundestag 

Gebäudeenergiegesetz (GEG) wurde ohne Förderkulisse 

vorgestellt. Förderprogramme wurden im letzten Jahr 

mehrfach gestoppt, geändert, gekürzt. Erforderlich wäre 

aber Planungssicherheit für Mieter, Eigentümer, Hand-

werker und Industrie. Die selbst ernannte „Fortschritts-

koalition“ hat für die Wärmewende bislang nur Rück-

schritte gebracht.  

Wir wollen ein Ende der Verunsicherung der Bürgerin-

nen und Bürger. Wir wollen eine Wärmewende, die mit 

und nicht gegen die Menschen gelingt. Einseitig auf die 

Wärmepumpe zu setzen, führt in die energiepolitische 

Sackgasse. Wir brauchen neben der Wärmepumpe die 

ganze Breite klimafreundlicher Lösungen – von Wasser-

stoff über Holzpellets bis zu Wärmenetzen. Die Wärme-

wende wird nur dann zum Erfolg, wenn sie für jedes 

Haus die individuell beste Lösung ermöglicht.  
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Nationale Sicherheitsstrategie erneut verschoben 

Eigentlich wollte die Bundesregierung die Nationale Sicher-

heitsstrategie am Mittwoch dieser Woche im Kabinett be-

schließen. Die zuständigen Bundesminister sollten unmittel-

bar im Anschluss in den Ausschüssen des Bundestags die 

Strategie vorstellen. Diese Pläne sind nun – erneut – abge-

sagt. Wieder einmal konnte sich die Ampel nicht einigen, 

wieder einmal hat die Bundesregierung den selbst gesetz-

ten Zeitplan gerissen. Der Bundeskanzler lässt Führung in 

dieser strategischen Frage vollständig vermissen – ein Mus-

ter, das wir leider auch in anderen wichtigen außen- und 

sicherheitspolitischen Zusammenhängen bereits kennen. So 

fährt der Bundeskanzler nach Hiroshima zum G7-Gipfel, 

ohne eine Nationale Sicherheitsstrategie, ohne eine China-

Strategie.  

Mitglieder der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirt-

schaft der CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben in dieser 

Woche ein Lager der zivilen Notfallreserve in Brandenburg 

besucht, in dem staatlicherseits Getreide, Hülsenfrüchte 

und Reis gelagert werden.  

Dazu erklärt der agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Albert Stegemann:   

„Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat deutlich 

vor Augen geführt, dass die staatliche Lagerung vieler Ton-

nen Weizen, Reis, Erbsen oder Milchpulver weiterhin not-

wendig und wichtig ist. Auf diese Weise stehen im Krisenfall 

jederzeit umfangreiche Nahrungsmittelreserven für die 

Bevölkerung zur Verfügung.  

Der Krieg in unserer Nachbarschaft unterstreicht auch die 

Tatsache, dass die Land- und Ernährungswirtschaft zu unse-

rer kritischen Infrastruktur gehört. Es sind unsere Landwir-

tinnen und Landwirte, die uns mit vielfältigen und hochqua-

litativen Lebensmitteln tagtäglich versorgen und damit un-

sere Ernährung sichern.   

Sie gilt es widerstandsfähig zu machen und vor Angriffen zu 

schützen. Die Agrar- und Ernährungspolitik muss dafür sor-

gen, dass die Bäuerinnen und Bauern effizient und ressour-

censchonend Lebens- und Futtermittel produzieren können. 

Eine Politik der Extensivierung und Reduzierung der Produk-

tion, wie sie die Ampel derzeit verfolgt, ist hingegen der 

falsche Weg.“ 

Ausreichend Nahrungsmittel für den Krisenfall vorhalten 
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erheblich schneller zu durchlaufen, als dies nach aktueller 

Rechtslage möglich ist, und so zu einer zügigen Sanierung 

und Instandhaltung der Bundesfernstraßen zu gelangen.  

Versorgung von Patientinnen und Patienten mit Long- und 

Post- COVID sowie Post-Vac-Syndrom jetzt verbessern – 

Gesundheitliche Pandemiefolgen ernst nehmen. Über drei 

Jahre nach Beginn der Corona- Pandemie und dem mittler-

weile erfolgten Übergang in die endemische Phase leiden 

immer noch zahlreiche Menschen in unserem Land an den 

direkten und indirekten Folgen. Vor diesem Hintergrund for-

dern wir mit unserem Antrag, den wir in dieser Woche erst-

malig beraten haben, Maßnahmen für eine bessere Behand-

lung, Versorgung sowie Forschung und Aufklärung.  

Stärkung der Fusionsforschung auf Weltklasseniveau. Wir 

brauchen jetzt eine breite öffentliche Debatte über die Chan-

cen der Fusionsenergie und eine Positionsbestimmung für 

eine künftige Nutzung von Fusionstechnologie in Deutsch-

land. In der Vergangenheit war die Debatte in Deutschland 

stets vom Ausschließen bestimmter Energiequellen be-

herrscht. Wir müssen jetzt aber darüber reden, welche Ener-

giequellen wir in der Zukunft nutzen wollen. Aus unserer 

Sicht ist die Fusionstechnologie durchgehend positiv zu be-

werten. Wir wollen über die langfristigen Anwendungspoten-

ziale und die dafür bereits kurzfristig notwendigen Entschei-

dungen für die Fusionsforschung sprechen. Die Bundesregie-

rung wird vor diesem Hintergrund aufgefordert, eine Strate-

gie für die Nutzbarmachung von Fusionsenergie in Deutsch-

land auf international wettbewerbsfähigem Niveau zu erar-

beiten und in diesem Rahmen ein klares Bekenntnis zur Fusi-

onsenergie abzugeben; einen Vorschlag für eine innovations-

freundliche Regulierung des Einsatzes von Fusionstechnolo-

gie zu erarbeiten und den Bau von zwei Fusionsreaktoren mit 

konkurrierender Technik in Deutschland zu beauftragen.  

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

In dieser Woche debattierten wir unseren Antrag Verfassung 

und Patriotismus als verbindendes Band stärken – Tag des 

Grundgesetzes am 23. Mai als Gedenktag aufwerten. Gerade 

in Zeiten einer zunehmenden Polarisierung und Fragmentie-

rung unserer Gesellschaft können das Grundgesetz als unsere 

Verfassung und Patriotismus als verbindendes Band starke 

Integrations- und Identifikationspotentiale zum Wohle von 

Staat und Gesellschaft entfalten. Diese Potentiale sollten auf 

keinen Fall den gesellschaftlichen Rändern überlassen wer-

den. Patriotismus trägt zudem zum Erhalt und zur Stabilisie-

rung unseres Gemeinwesens bei. Unsere zentrale Forderung 

ist, den „Tag des Grundgesetzes“ – den 23. Mai – als jährli-

chen nationalen Gedenktag einzuführen.  

In abschließender 2./3. Lesung haben wir unseren Entwurf für 

ein Gesetz zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und 

Genehmigungsverfahren an Brücken auf Bundesfernstraßen 

beraten. Trotz der in den letzten Jahren getroffenen Maßnah-

men zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungs-

verfahren sind wir noch nicht so schnell, wie es nötig wäre. 

Das liegt insbesondere daran, dass Änderungen an Bundes-

fernstraßen in der Regel planfeststellungsbedürftig sind und 

die Bauarbeiten viel Zeit in Anspruch nehmen. Das Verfahren 

wird zudem durch die (unionsrechtlich) vorgegebene Um-

weltverträglichkeitsprüfung verlängert. Der gesetzgeberische 

Handlungsbedarf für eine Beschleunigung der Sanierung von 

modernisierungsbedürftigen Bundesfernstraßen ist deshalb 

nach wie vor groß. Aufgrund vieler sanierungsbedürftiger 

Autobahnbrücken ist ein Anstieg von Streckensperrungen zu 

erwarten. Ziel des Gesetzes ist, das Genehmigungsverfahren 

sowie die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen 
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Rückversicherung des deutschen Kontingents, sind inakzep-

table Rahmenbedingungen. Das nun vorliegende Auslauf-

mandat bis zum Mai 2024 stellt eine unnötige Verlängerung 

des Einsatzes der Soldatinnen und Soldaten dar und vergrö-

ßert ihre Gefährdungslage unnötig. Wir legen unsere Position 

deshalb in unserem Antrag Den MINUSMA-Einsatz der Bun-

deswehr rasch aber geordnet in diesem Jahr beenden – Un-

ser zukünftiges Engagement im Sahel mit einer Gesamtstra-

tegie auf eine solide und tragfähige Grundlage stellen dar.  

Arbeitszeiterfassung bürokratiearm ausgestalten – Mehr 

flexibles Arbeiten ermöglichen. Der Europäische Gerichtshof 

(EuGH) hat in einer Entscheidung vom 14. Mai 2019 (C-

55/18) festgehalten: Die Mitgliedstaaten müssen die Arbeit-

geber verpflichten, ein System einzuführen, mit dem die ge-

leistete Arbeitszeit erfasst werden kann. Der EuGH hat den 

Mitgliedstaaten in der Umsetzung aber erhebliche Spielräu-

me zugebilligt. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit Be-

schluss vom 13. September 2022 (1 ABR 22/21) auf Grundla-

ge der EuGH-Entscheidung festgestellt, dass grundsätzlich 

eine Pflicht für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zur Erfas-

sung der Arbeitszeit besteht. Der Beschluss gibt keine Vorga-

ben darüber, auf welche Art und Weise eine Arbeitszeiterfas-

sung erfolgen muss. Im April 2023 wurde ein Entwurf des 

Bundesarbeitsministeriums zur Arbeitszeiterfassung bekannt. 

Dieser Entwurf würde sowohl die Beschäftigten als auch die 

Arbeitgeber mit überflüssiger Bürokratie gängeln und kleine 

und mittlere Unternehmen in besonderem Maße belasten.  

Mit unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmalig bera-

ten haben, machen wir Vorschläge für eine unbürokratische 

Form der Arbeitszeiterfassung. Die Spielräume der EuGH-

Entscheidung sollen genutzt werden. Außerdem sollen frei-

willige Vertrauensarbeitszeiten weiterhin uneingeschränkt 

Gesetzes zum beschleunigten Ausbau von Balkonkraftwer-

ken (BalKraftBeschG). Mit steckerfertigen Photovoltaik-

Anlagen (sog. Balkonkraftwerken) können Haushalte – egal 

ob Mietpartei oder Eigentümer – ihren Strom selbst erzeu-

gen. Dies reduziert die Stromkosten, macht unabhängiger 

und leistet einen Beitrag zum Klimaschutz. Diese Möglichkeit 

ist ein kostengünstiger Einstieg in die Nutzung Erneuerbarer 

Energien, der unkompliziert und leicht realisierbar für alle 

sein muss. Derzeit besteht kein Anspruch für Mieter und 

Wohnungseigentümer, steckerfertige Photovoltaik-Anlagen 

eigenständig installieren zu dürfen. Vielmehr ist dies von der 

Zustimmung des Vermieters bzw. bei Wohneigentumsobjek-

ten von der Eigentümergemeinschaft abhängig. Diese Zustim-

mungserfordernisse stellen große Hindernisse beim beschleu-

nigten Ausbau von Balkonkraftwerken dar. Mit unserem Ge-

setzentwurf, den wir in dieser Woche in 1. Lesung beraten 

haben, werden Ansprüche von Mietern und Eigentümern für 

die Anbringung und Nutzung von Balkonkraftwerken ge-

schaffen.  

In dieser Woche stimmten wir zudem über den Antrag der 

Bundesregierung für ein Mandat zur Letztmaligen Fortset-

zung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an 

der Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmission 

der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA) ab. Dem Man-

dat können wir – nach derzeitigem Stand – nicht zustimmen. 

Der Auftrag der Bundeswehr in der Mission MINUSMA ist 

nicht mehr sachgerecht, teilweise nicht mehr ausführbar und 

damit im Lichte der Auftragszielsetzung weitgehend wir-

kungslos. Dies wird sich auch in den kommenden Monaten 

erwartbar nicht mehr ändern. Die Verweigerung der Unter-

stützung durch die malische Regierung, etwa durch die regel-

mäßige Behinderung und Verzögerung von Transportflügen 

und die nicht durchgehend verfügbare Luftunterstützung als 
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 2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In 1. Lesung befassten wir uns mit dem Entwurf der Bundes-

regierung für ein Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in 

der Pflege (Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz). 

Gegenstand des Entwurfs ist die Anhebung des Beitragssat-

zes zur sozialen Pflegeversicherung um 0,35 Prozentpunkte 

zum 1. Juli 2023. Hinzu kommt eine Erhöhung des Kinderlo-

senzuschlags um 0,25 Prozentpunkte auf 0,6 Prozentpunkte, 

sowie eine Entlastung ab dem zweiten bis zum fünften Kind 

um je 0,25 Beitragssatzpunkte, entsprechend des Beschlusses 

des Bundesverfassungsgerichts von 2022. Zudem soll eine 

automatische, regelhafte Anpassung der Geld- und Sachleis-

tungsbeträge für 2025 und 2028 erfolgen. Aus unserer Sicht 

kommt der Gesetzentwurf zu spät und greift zu kurz. Er dient 

primär dazu, mit Beitragssteigerungen das umfangreiche 

Defizit in der Pflegeversicherung kurzfristig zu beseitigen. 

Nachhaltige Lösungen bietet er nicht. Die Leistungsauswei-

tungen für Pflegebedürftige bleiben hingegen hinter der In-

flationsrate und den Versprechungen des Koalitionsvertrages 

zurück, für die pflegenden Angehörigen wird es keinerlei Ver-

besserungen geben.  

Darüber hinaus beraten wir den Entwurf der Bundesregierung 

für ein Gesetz zur Bekämpfung von Lieferengpässen bei pa-

tentfreien Arzneimitteln und zur Verbesserung der Versor-

gung mit Kinderarzneimitteln. Gegenstand des Entwurfs sind 

Maßnahmen, um die in den vergangenen Monaten verstärkt 

aufgetretenen Engpässe bei bestimmten Arzneimitteln, insbe-

sondere für Kinder, zukünftig zu vermeiden. Dazu gehören 

Maßnahmen zum Ausbau eines Frühwarnsystems, Bevorra-

tungsregelungen sowie finanzielle Anreize. Der Gesetzent-

wurf ist allerdings unzureichend und wird die aktuellen Prob-

leme jetzt und in Zukunft nicht umfassend lösen. Die Union 

hat daher bereits im Januar 2023 einen eigenen Antrag in das 

möglich sein. Darüber hinaus wollen wir das Arbeitszeitrecht 

reformieren und mehr Flexibilität bei den Arbeitszeiten vorse-

hen – auch um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 

verbessern. Deshalb fordern wir die Einführung flexibler wö-

chentlicher statt täglicher Arbeitszeiten. Die Schutzvor-

schriften für Arbeitnehmer sollen dabei beibehalten werden.  

In 1. Lesung haben wir unseren Entwurf eines Gesetzes zur 

Verlängerung des Ausreisegewahrsams und Änderung des 

Aufenthaltsgesetzes beraten. Damit greifen wir eine gemein-

sam von den Ministerpräsidenten der Länder und dem Bun-

deskanzler am 10. Mai getroffene Vereinbarung auf. Im Rah-

men eines Maßnahmenpakets zur Steuerung und Begrenzung 

der irregulären Migration nach Deutschland wurde bei der 

Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) vereinbart, die Höchst-

dauer des Ausreisegewahrsams von zehn auf 28 Tage zu ver-

längern. Der Ausreisegewahrsam ist ein Unterfall der Ab-

schiebungshaft. So kann der Vollzug der Rückführung einer 

ausreisepflichtigen Person sichergestellt werden. Mit unse-

rem Gesetzentwurf halten wir nach, ob die Ampelkoalition 

bereit ist, den Ankündigungen des Bundeskanzlers auch Taten 

folgen zu lassen. 

Russische Wagner-Gruppe jetzt auf die Terrorliste. Die russi-

sche Söldnertruppe „Wagner“ verbreitet von Zentralafrika bis 

Bachmut Terror und Schrecken. Zentrale Figur ist der russi-

sche Oligarch Jewgeni Prigoschin. Angefangen als eine Ge-

heimmiliz des Verteidigungsministeriums, steht Wagner 

längst wie kein zweiter Name für das Regime des Despoten 

Putin. Mit unserem Antrag fordern wir Maßnahmen, um den 

Einsatz von Wagner – in der Ukraine und insbesondere auch 

in Afrika und im Nahen Osten – soweit wie möglich zu er-

schweren. Dazu gehört eine konsequente Sanktionierung 

sowie die Aufnahme auf die Terrorliste der EU.  
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akzeptabel. Auf den Nachweis schriftlicher Deutschkennnisse 

und Einbürgerungstests wird unter bestimmten Umständen 

verzichtet. Die Forderung nach „Einordnung in deutsche Le-

bensverhältnisse“ wird relativiert: Nur noch Vielehe und die 

Missachtung der Gleichberechtigung von Mann und Frau sind 

Ausschlusskriterien.  

Wie beurteilt die CDU/CSU-Fraktion das Vorhaben? 

Für die CDU/CSU-Fraktion ist Zuwanderung eine große Berei-

cherung. Die Einbürgerung steht dabei aber am Ende einer 

gelungenen Integration und nicht am Anfang. Denn: Eine ech-

te Integration braucht Zeit. Aus diesem Grund lehnt die Union 

die Verkürzung der Frist für den Mindestaufenthalt ab. Außer-

dem hält sie daran fest, dass Menschen, die den deutschen 

Pass beantragen, selbst für ihren Lebensunterhalt sorgen kön-

nen müssen. Wenn Sozialleistungen in Anspruch genommen 

werden können, dann verringert das den Anreiz, eine Arbeit 

aufzunehmen. Arbeit ist aber aus Sicht der Union entschei-

dend dafür, sich in Deutschland erfolgreich zu integrieren.  

 

parlamentarische Verfahren eingebracht (Beschaffungsgipfel 

jetzt einberufen – Versorgungssicherheit für Patientinnen und 

Patienten mit Arzneimitteln gewährleisten, Drs. 20/5216).  

Staatsangehörigkeit: Anreize für Integration erhalten 

In Deutschland leben rund 10 Millionen Menschen mit einem 

ausländischen Pass. Wer sich einbürgern lassen möchte, kann 

dies in der Regel nach acht Jahren beantragen – am Ende ei-

ner gelungenen Integration. Die Ampel will die Hürden für die 

Einbürgerung nun senken. Die CDU/CSU-Fraktion lehnt dies 

ab, auch wenn sie sich über jeden freut, der die deutsche 

Staatsangehörigkeit annehmen möchte. 

Wie ist die Rechtslage? 

Nach acht Jahren können Menschen mit ausländischer Staats-

bürgerschaft den deutschen Pass bekommen. Bei 

„besonderen Integrationsleistungen“ ist das schon nach sechs 

Jahren möglich. Voraussetzung für die Einbürgerung sind un-

ter anderem: ein unbefristetes Aufenthaltsrecht, ausreichen-

de Deutschkenntnisse, das Bekenntnis zur freiheitlich-

demokratischen Grundordnung und die Einordnung in deut-

sche Lebensverhältnisse. Wichtig auch: Wer den deutschen 

Pass bekommen möchte, muss den Lebensunterhalt für sich 

und seine Familienangehörigen ohne staatliche Hilfe finanzie-

ren können.  

Was will die Ampel? 

Die Ampel will die Bestimmungen lockern. So will sie die Fris-

ten verkürzen: Künftig sollen ausländische Staatsbürger schon 

nach fünf Jahren den deutschen Pass bekommen können. Bei 

„besonderen Integrationsleistungen“ verkürzt sich der Zeit-

raum auf drei Jahre. Bewerber müssen den Lebensunterhalt 

für sich und ihre Familie nicht mehr alleine stemmen. Wenn 

sie ihr Einkommen mit Sozialleistungen aufstocken, wäre das 
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